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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.06.2015 

Geschäftszahl 

Ro 2014/10/0103 

Rechtssatz 

Da es sich bei dem Lebensgefährten der Hilfesuchenden um keinen Mindestsicherungsbezieher handelt, trifft ihn 
auch nicht die Pflicht, gemäß § 15 Abs. 1 Tir MSG 2010 sein eigenes Vermögen einzusetzen, und somit auch 
nicht die Pflicht, sich gemäß § 15 Abs. 7 Tir MSG 2010 zum Ersatz der aufgewendeten Kosten zu verpflichten 
und dafür eine Sicherstellung anzubieten. Die von der Familie bewohnte Eigentumswohnung steht in seinem 
Alleineigentum, weswegen diese Pflicht in Bezug auf die Wohnung auch nicht die Hilfesuchende treffen kann. 
Zur Höhe der Hilfe zur Sicherung des Wohnbedarfs ist darauf zu verweisen, dass der VwGH keine Bedenken 
dagegen hat, die Wohnkosten - wenn keine besonderen Gründe für eine abweichende Aufteilung sprechen - auf 
alle haushaltszugehörigen Personen, unabhängig davon, ob sie Mindestsicherung beziehen, aufzuteilen (vgl. E 
29. Februar 2012, 2011/10/0075). 


